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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen 
für Zwecke der Verteidigung einschließlich des Schutzes 
der Zivilbevölkerung 
(Arbeitssicherstellungsgesetz) 

— Drucksache V/2362 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen 
für Zwecke der Verteidigung 
einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung 
(Arbeitssicherstellungsgesetz) 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen 
für Zwecke der Verteidigung 
einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung 
(Arbeitssidierstellungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Grundsätzliche Vorschriften 


§ 1 

Maßnahmen der Sicherstellung 
von Arbeitsleistungen 

(1) Für Zwecke der Verteidigung einschließlich 
des Schutzes der Zivilbevölkerung kann nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätzliche Vorschriften 

§ 01 

Vorrang des freien Arbeitsvertrages 

Das Grundrecht der freien Wahl des Arbeits- 
platzes (Artikel 12 des Grundgesetzes) gilt auch in 
Spannungszeiten und im Verteidigungsfall. Von den 
in § 1 geregelten Verpflichtungsbefugnissen darf 
nur Gebrauch gemacht werden, wenn und soweit 
die in der genannten Vorschrift aufgeführten Ar- 
beitsleistungen nicht auf der Grundlage der Frei- 
willigkeit sichergestellt werden können. 

§ 1 

Maßnahmen der Sicherstellung 
von Arbeitsleistungen 

(1) Für Zwecke der Verteidigung einschließlich 
des Schutzes der Zivilbevölkerung kann nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes 
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Deutscher Bundestag 

Entwurf 

1. das Recht zur Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses von Männern vom vollendeten 
achtzehnten bis zum vollendeten fünfund- 
sechzigsten und von Frauen vom vollende- 
ten achtzehnten bis zum vollendeten sech- 
zigsten Lebensjahr beschränkt werden, 

2. ein WehTpilichtiger in ein Arbeitsverhält- 
nis verpflichtet werden. 


(2) Absatz 1 findet auf ausländische Staatsange- 
hörige und Staatenlose keine Anwendung, soweit 
für sie nach Staatsverträgen oder allgemeinen Re- 
geln des Völkerrechts Befreiungen bestehen. 

(3) Von den in Absatz 1 Nr. 2 genannten Befug- 
nissen soll nur Gebrauch gemacht werden, soweit 
die Arbeitsleistungen auf andere Weise nicht, nicht 
rechtzeitig oder nur mit unverhältnismäßigen Mit- 
teln sichergestellt werden können. 

§ 2 

Voraussetzungen der Sicherstellung 
von Arbeitsleistungen 

Beschränkungen und Verpflichtungen nach § 1 
Abs. 1 sind zulässig, wenn die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Gemeinsamen Ausschusses fest- 
stellt, daß dies zur Herstellung der erhöhten Vertei- 
digungsbereitschaft oder zum Schutz der Zivilbevöl- 
kerung unerläßlich ist. Im Zustand äußerer Gefahr 
(Artikel 115 a des Grundgesetzes) können Wehr- 
pflichtige unabhängig von einer Feststellung nach 
Satz 1 in ein Arbeitsverhältnis verpflichtet werden. 
Die Verpflichtung zu Ausbildungsveranstaltungen 
(§ 28) ist auch zulässig, wenn die Voraussetzungen 
der Sätze 1 und 2 nicht gegeben sind. 

§ 3 

Anwendungsbereich 

(1) Verpflichtungen und Beschränkungen nach 
§ 1 Abs. 1 sind zulässig zur Sicherstellung von Ar- 
beitsleistungen 

1. bei der Bundeswehr und bei den verbün- 
deten Streitkräften, 

2. bei Dienststellen des Bundes einschließlich 
der Deutschen Bundesbahn und der Bun- 
despost, der Länder, der Gemeindever- 
bände, der Gemeinden und der sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, 

3. beim Zivilschutzkorps und bei Einrichtun- 
gen des Zivilschutzes nach § 1 der Ver- 
ordnung über die für Dienstleistungen im 
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Beschlüsse des 19. A u s s c h u s s e s 

1. das Recht zur Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses von Männern vom vollendeten 
achtzehnten bis zum vollendeten fünfund- 
sechzigsten und von Frauen vom vollende- 
ten achtzehnten bis zum vollendeten fünf- 
undfünfzigsten Lebensjahr beschränkt 
werden, 

2. unverändert 

3. eine Frau vom vollendeten achtzehnten 
bis zum vollendeten fünfundfünfzigsten 
Lebensjahr im zivilen Sanitäts- oder Heil- 
wesen sowie in der ortsfesten militäri- 
schen Lazarettorganisation in ein Arbeits- 
verhältnis verpflichtet werden. 

Absatz 2 entfällt 


Absatz 3 entfällt 


§ 2 

Voraussetzungen für die 
Sicherstellung von Arbeitsleistungen 

Beschränkungen und Verpflichtungen nach § 1 
Abs. 1 sind im Verteidigungsfall zulässig, Beschrän- 
kungen und Verpflichtungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 sind außerdem nach Maßgabe des Artikels 12 a 
Abs. 5 Satz 1 und Abs. 6 Satz 2 des Grundgesetzes 
zulässig. Die Verpflichtung zu Ausbildungsveran- 
staltungen (§ 28) ist auch zulässig, wenn die Vor- 
aussetzungen der Sätze 1 und 2 nicht gegeben sind. 


§ 3 

Anwendungsbereich 

(1) Verpflichtungen und Beschränkungen nach 
§ 1 Abs. 1 sind zulässig zur Sicherstellung von Ar- 
beitsleistungen 

1, unverändert 

2. unverändert 


3. bei Verbänden und Einrichtungen des 
Zivilschutzes, 
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Entwurf 

zivilen Bevölkerung sschutz vorgesehenen 
Wehrpflichtigen vom 27. Mai 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 369), 

4. in Betrieben der Wasser- und Energiever- 
sorgung sowie der Abwasser- und Abfall- 
beseitigung, 

5. in Krankenanstalten, 

6. in Betrieben der Mineralölversorgung, 

7. in der See- und Binnenschiffahrt 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach 
Eintritt der Voraussetzungen der Sicherstellung von 
Arbeitsleistungen (§2) durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Gemeinsamen Ausschusses den An- 
wendungsbereich zu erweitern, einzuschränken oder 
abzugrenzen. Die Bundesregierung hat die Rechts- 
verordnung aufzuheben, wenn der Bundestag und 
der Bundesrat es verlangen. Der Gemeinsame Aus- 
schuß kann verlangen, daß der Bundestag und der 
Bundesrat hierüber unverzüglich beschließen. 

§ 4 

Befreiungen 

(1) § 1 Abs. 1 gilt nicht für 

1. Scbwerbeschädigte im Sinne des § 1 des 
Schwerbeschädigtengesetzes, 

2. Personen, die Schwerbeschädigten nach § 2 
des Schwerbeschädigtengesetzes gleichge- 
stellt sind, 

3. Personen, die hilfsbedürftige Angehörige 
oder andere hilfsbedürftige Personen aus 
rechtlicher oder sittlicher Verpflichtung zu 
pflegen haben, es sei denn, daß die er- 
forderliche Pflege gewährleistet ist, 

4. Abgeordnete des Bundestages oder eines 
Landtages, 

5. Richter auf Lebenszeit oder auf Zeit, 

6. ordinierte Geistliche evangelischen Be- 
kenntnisses, 

7. Geistliche römisch-katholischen Bekennt- 
nisses, die die Subdiakonatsweihe emp- 
fangen haben, 

8. hauptamtlich tätige Geistliche anderer Be- 
kenntnisse, deren Amt dem eines ordinier- 
ten Geistlichen evangelischen oder eines 
Geistlichen römisch-katholischen Bekennt- 
nisses, der die Subdiakonatsweihe emp- 
fangen hat, entspricht. 


(2) § 1 Abs. 1 Nr. 2 gilt nicht für Personen, deren 
Verpflichtung einen bereits weitgehend geförderten 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


4. unverändert 


5. in Krankenanstalten und anderen Einrich- 
tungen, in denen pflegebedürftige Perso- 
nen betreut werden, 

6. unverändert 

7. in der See- und Binnenschiffahrt und in 

sonstigen Verkehrsunternehmen. 

(2) über Absatz 1 hinaus kann die Bundesregie- 
rung nach Eintritt der Voraussetzungen für die 
Sicherstellung von Arbeitsleistungen (§ 2) durch 
Rechts Verordnung bestimmen, daß Verpflichtungen 
und Beschränkungen auch in anderen Bereichen in- 
nerhalb des Anwendungsbereiches nach Artikel 12 a 
Abs. 3, 4 und 6 des Grundgesetzes zulässig sind. Die 
Rechtsverordnung kann den Anwendungsbereich 
auch einschränken oder abgrenzen. Die Bundes- 
regierung hat die Rechtsverordnung aufzuheben, 
wenn Bundestag und Bundesrat es verlangen. 

§ 4 

Befreiungen 

(1) § 1 Abs. 1 gilt nicht für 

1. unverändert 

2. sonstige Personen, bei denen nicht nur 
vorübergehend eine Minderung der Er- 
werbsfähigkeit von mindestens 50 vom 
Hundert besteht, 

3. unverändert 


4. Mitglieder oberster Verfassungsorgane 
des Bundes und der Länder, 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 


8. unverändert 


(1 a) § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 gilt nicht für Betriebs- 
und Personalräte. 

(2) § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 gilt nicht für Personen, 
deren Verpflichtung einen bereits weitgehend ge- 
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Entwurf 

Ausbildungsabschnitt unterbrechen würde, wenn 
dies für sie eine unzumutbare Härte bedeutet. 

(3) § 1 Abs. 1 Nr. 1 gilt nicht für Frauen vom Be^ 
ginn der Schwangerschaft an bis vier Monate nach 
der Niederkunft sowie Frauen mit einem Kind unter 
15 Jahren, das mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft 
lebt. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann durch Rechtsverordnung weitere Grup- 
pen von Personen von der Anwendung des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 befreien, wenn die Fortführung ihrer 
Tätigkeit oder Berufsausbildung im öffentlichen In- 
teresse liegt und mit der Verpflichtung nach dieser 
Vorschrift unvereinbar ist. 

§ 5 

Abgrenzung zum Wehrdienst 
und anderen Dienstleistungen 

Die Heranziehung zum Wehrdienst, zum Dienst 
im Zivilschutzkorps oder zum zivilen Ersatzdienst 
geht einer Maßnahme zur Sicherstellung von Ar- 
beitsleistungen nach § 1 Abs. 1 vor. §§ 13 und 13 a 
des Wehrpflichtgesetzes, § 14 Abs. 3 Satz 1 des Ge- 
setzes über das Zivilschutzkorps in Verbindung mit 
diesen Vorschriften und §§ 14 und 16 des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst bleiben unberührt. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Beschränkung der Beendigung 
eines Arbeitsverhältnisses 

§ 6 

Zustimmungsbedürftigkeit 
der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 

(1) Arbeitnehmer und private Arbeitgeber be- 
dürfen im Anwendungsbereich des Gesetzes (§ 3) 
für die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses der 
Zustimmung des Arbeitsamtes. Das Arbeitsamt hat 
der Beendigung zuzustimmen, sofern durch sie die 
Sicherstellung von Arbeitsleistungen nicht beein- 
trächtigt wird. 


(2) Ehirch die Zustimmung wird nicht über die 
arbeitsrechtliche Berechtigung der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses entschieden. 

§ 7 

Ausnahmen von der Zustimmungsbedürftigkeit 

(1) Eine Zustimmung nach § 6 ist nicht erfor- 
derlich. 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 

förderten Ausbildungsabschnitt unterbrechen würde, 
wenn dies für sie eine unzumutbare Härte bedeutet. 

(3) § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 gilt nicht für Frauen 
vom Beginn der Schwangerschaft an bis vier Monate 
nach der Niederkunft sowie Frauen mit einem Kind 
unter 15 Jahren, das mit ihnen in häuslicher Ge- 
meinschaft lebt. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann durch Rechtsverordnung weitere Per- 
sonengruppen von der Anwendung des § 1 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 befreien, wenn die Fortführung ihrer 
Tätigkeit oder Berufsausbildung im öffentlichen 
Interesse liegt und mit der Verpflichtung nach dieser 
Vorschrift unvereinbar ist. 

§ 5 

Abgrenzung zum Wehrdienst 
und anderen Dienstleistungen 

Die Verpflichtung zum Dienst in den Streitkräften, 
im Bundesgrenzschutz, in einem Zivilschutzverband 

und im zivilen Ersatzdienst geht einer Maßnahme 
zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen nach § 1 
Abs. 1 vor. §§ 13 und 13 a des Wehrpflichtgesetzes, 
§ 14 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über das Zivilschutz- 
korps in Verbindung mit diesen Vorschriften und 
§§ 14 und 16 des Gesetzes über den zivilen Ersatz- 
dienst bleiben unberührt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Beschränkung 

der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 
im Verteidigungsfall und in Spannungszeiten 

§ 6 

Zustimmungsbedürftigkeit 
der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 

(1) Arbeitnehmer und private Arbeitgeber im 
Anwendungsbereich des Gesetzes (§ 3) bedürfen 
nach Eintritt der Voraussetzungen für die Sicher- 
stellung von Arbeitsleistungen (§ 2) für die Beendi- 
gung eines Arbeitsverhältnisses der Zustimmung 
des Arbeitsamtes. Das Arbeitsamt hat der Beendi- 
gung zuzustimmen, sofern durch sie die Sicherstel- 
lung von Arbeitsleistungen nicht beeinträchtigt wird 
oder die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses unzu- 
mutbar ist. 

(2) unverändert 


§ 7 

Ausnahmen von der Zustimmungsbedürftigkeit 

(1) unverändert 
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Entwurf 

1. bei Arbeitsverhältnissen auf bestimmte 
Zeit, wenn die Zeit abgelaufen ist, 

2. bei gelegentlichen Dienstleistungen oder 
Beschäftigungen gegen geringfügiges Ent- 
gelt, die der Krankenversicherungspflidit 
nicht unterliegen. 

(2) Die Landesarbeitsämter können Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber bestimmter Betriebe von der Ver- 
pflichtung befreien, vor Lösung eines Arbeitsver- 
hältnisses die Zustimmung des Arbeitsamtes einzu- 
holen. Die Befreiung ist dem Arbeitgeber und dem 
Betriebsrat (Personalrat) schriftlich mitzuteilen. Der 
Arbeitgeber hat sie den Arbeitnehmern auf be- 
triebsübliche Weise bekanntzumachen. Die Befrei- 
ung kann befristet und für bestimmte Betriebsabtei- 
lungen erteilt werden; sie ist jederzeit widerruflich. 

§ 8 

Zustimmungsverfahren 

(1) Die Zustimmung zu der Beendigung eines 
Arbeitsverhältnisses ist von dem Vertragsteil, der 
die Beendigung beabsichtigt, bei dem Arbeitsamt 
schriftlich zu beantragen, in dessen Bezirk seine 
Dienststelle oder sein Betrieb liegt; für das fahrende 
Personal der See- und Binnenschiffahrt ist in drin- 
genden Fällen auch das Arbeitsamt zuständig, in 
dessen Bezirk das Schiff liegt. 

(2) Die Zustimmung soll beiden Teilen schrift- 
lich mitgeteilt werden. Sie gilt als erteilt, wenn der 
Antrag nicht binnen zwei Wochen nach seinem Ein- 
gang beim Arbeitsamt abgelehnt worden ist. 


(3) Wird der Antrag abgelehnt, so ist die Ent- 
scheidung dem Antragsteller zuzustellen. Ist der 
Antragsteller minderjährig, so ist auch sein gesetz- 
licher Vertreter zu benachrichtigen. Der andere Teil 
ist von der Entscheidung zu unterrichten, wenn er 
vorher gehört worden ist. 


DRITTER ABSCHNITT 

Verpflichtung in ein Arbeitsverhältnis 


1. UNTERABSCHNITT 
Verpflichtungsvorschriften 

§ 9 

Inhalt der Verpflichtung 

Durch den Verpflichtungsbescheid (§ 12) wird 
ein Arbeitsverhältnis begründet. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


(2) Die Landesarbeitsämter können Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber bestimmter Betriebe und Bereiche 
von der Verpflichtung befreien, vor Lösung eines 
Arbeitsverhältnisses die Zustimmung des Arbeits- 
amtes einzuholen. Die Befreiung ist dem Arbeit- 
geber und dem Betriebsrat (Personalrat) schriftlich 
mitzuteilen. Der Arbeitgeber hat sie den Arbeit- 
nehmern auf betriebsübliche Weise bekanntzuma- 
chen. Die Befreiung kann befristet und für bestimmte 
Betriebsabteilungen erteilt werden; sie ist jederzeit 
widerruflich. 

§ 8 

Zustimmungsverfahren 

(1) unverändert 


(2) Die Zustimmung soll beiden Teilen schriftlich 
mitgeteilt werden. Sie gilt als erteilt, wenn die Ab- 
lehnung des Antrags nicht binnen zwei Wochen, 

im Falle der außerordentlichen Kündigung binnen 
einer Woche nach seinem Eingang beim Arbeitsamt 
dem Antragsteller zugegangen ist. 

(3) unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 

Verpflichtung in ein Arbeits Verhältnis 
im Verteidigungsfall und in Spannungszeiten 

1. UNTERABSCHNITT 
Verpflichtungs Vorschriften 

§ 9 

unverändert 
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E n l w u r t 
§ 10 

Verpflichtungsbehörden 

(1) Verpfiichtungsbehörde ist das Arbeitsamt, 
örtlich zuständig ist das Arbeitsamt, in dessen Be- 
zirk der Betrieb oder die Dienststelle liegt, in dem 
der zu Verpflichtende beschäftigt ist. Für das fah- 
rende Personal der See- und Binnenschiffahrt ist 
in dringenden Fällen auch das Arbeitsamt zuständig, 
in dessen Bezirk das Schiff liegt. Für Nichtbeschäf- 
tigte ist das Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk 
sie ihren ständigen Aufenthalt oder mangels eines 
solchen ihren jeweiligen Aufenthalt haben. 

(2) Bei Gefahr im Verzug können auch die Ge- 
meinden, in den Ländern Bremen und Hamburg die 
von den Senaten bestimmten Stellen, sowie die 
Kreisverwaltungsbehörden Verpflichtungen bis zu 
einer Dauer von drei Tagen vornehmen. In diesem 
Fall haben sie die dem Arbeitsamt als Verpflich- 
tungsbehörde zustehenden Aufgaben. 

§ 11 

Grundsätze für die Verpflichtung 

Die Verpflichtungsbehörde soll Personen nur in 
zumutbare Arbeitsverhältnisse verpflichten. Dabei 
sind nach Möglichkeit Ausbildung, körperliche und 
geistige Fähigkeiten und die sozialen und wirt- 
suiafllicheri Verhäuiiisse der zu verpflichtenden 
Person sowie die besonderen Verhältnisse des Ar- 
beitsplatzes zu berücksichtigen. Den Belangen des 
bisherigen Arbeitgebers und der Arbeitsfähigkeit 
der Betriebsvertretung seines Betriebes ist nach 
Möglichkeit Rechnung zu tragen. Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung kann hierzu allge- 
meine Verwaltungsvorschriften erlassen. 


§ 12 

V erpflichtungsbescheid 

(1) Der Verpflichtungsbescheid hat zu bezeichnen: 

1. die gesetzliche Grundlage der Verpflich- 
tung, 

2. die Verpflichtungsbehörde, 

3. den Verpflichteten, 

4. den Arbeitgeber, 

5. die Art der Beschäftigung, 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
§ 10 

V erpf lichtimgsbehörden 

(1) Verpflichtungsbehörde ist das Arbeitsamt, 
örtlich zuständig ist das Arbeitsamt, in dessen Be- 
zirk der Betrieb oder die Dienststelle liegt, in dem 
der zu Verpflichtende beschäftigt ist. Für das fah- 
rende Personal der See- und Binnenschiffahrt ist in 
dringenden Fällen auch das Arbeitsamt zuständig, 
in dessen Bezirk das Schiff liegt. Für Grenzarbeit- 
nehmer und für Nichtbeschäftigte ist das Arbeitsamt 
zuständig, in dessen Bezirk sie ihren ständigen Auf- 
enthalt oder mangels eines solchen ihren jeweiligen 
Aufenthalt haben. 

(2) unverändert 


§ 11 

Grundsätze für die Verpflichtung 

(1) Die Verpflichtungsbehörde darf Personen nur 
in zumutbare Arbeitsverhältnisse verpflichten. Da- 
bei sind Ausbildung, berufliche Tätigkeit, körper- 
liche und geistige Fähigkeiten und die sozialen und 
wirtschafiiichen Verhältnisse der zu veipuidileiiden 
Person sowie die besonderen Verhältnisse des Ar- 
beitsplatzes zu berücksichtigen. § 01 ist zu beachten. 
Den Belangen des bisherigen Arbeitgebers ist nach 
Möglichkeit Rechnung zu tragen. Der Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung kann hierzu all- 
gemeine Verwaltungsvorschriften erlassen; für die 
in § 10 Abs. 2 genannten Verpflichtungsbehörden 
bedürfen sie der Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Bei Personen, die in einem Dienst- oder Ar- 
beitsverhältnis mit dem Bund, einem Land, einer 
Gemeinde oder einem Gemeindeverband stehen, 
bedarf die Verpflichtung der vorherigen Zustim- 
mung der für Personalangelegenheiten zuständigen 
Behörde. Die Zustimmung kann nur verweigert wer- 
den, wenn die Person lebens- und verteidigungs- 
wichtige Aufgaben der Behörde wahrzunehmen hat. 

§ 12 

Verpflichtungsbesdieid 

(1) Der Verpflichtungsbescheid hat zu bezeichnen: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

5a. die für das Arbeitsverhältnis wesentlichen 
Bedingungen, 
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Entwurf 

6. Ort und Zeit des Arbeitsantritts, 

7. soweit möglich die voraussichtliche Dauer 
der Verpflichtung. 

Der Verpflichtungsbescheid muß außerdem eine 
Rechtsmittelbelehrung und den Hinweis enthalten, 
daß eine Zuwiderhandlung gegen die Verpflichtung 
als Ordnungswidrigkeit oder als Straftat geahndet 
werden kann. 


(2) Der Verpflichtungsbescheid kann Auflagen 
für den Arbeitgeber, insbesondere zum Schutz des 
Verpflichteten enthalten. 

(3) Der Verpflichtungsbescheid ist schriftlich zu 
erteilen und Arbeitnehmer und Arbeitgeber sowie 
dem bisherigen Arbeitgeber oder Dienstherrn und 
bei in Heimarbeit Beschäftigten dem bisherigen 
Auftraggeber (Zwischenmeister), der sie mindestens 
ein Jahr ausschließlich oder überwiegend beschäf- 
tigt hat, zuzustellen. Bei einem minderjährigen 
Verpflichteten ist auch sein gesetzlicher Vertreter 
zu benachrichtigen. 

(4) Bei Gefahr im Verzug kann die Verpflich- 
tung auch mündlich oder fernmündlich ausgespro- 
chen werden. Die Verpflichtung ist unverzüglich 
schriftlich zu bestätigen; bis zur Zustellung der 
Bestätigung ist der Ablauf der Rechtsmittelfrist 
gehemmt. 


2. UNTERABSCHNITT 

Rechtsstellung der verpflichteten Person 
§ 13 

Inhalt des durch Verpflichtung begründeten 
Arbeitsverhältnisses 

(1) Die gegenseitigen Rechte und Pflichten aus 
dem Arbeitsverhältnis richten sich nach den im Be- 
trieb oder in der Dienststelle üblichen Bedingungen 
für Arbeitsleistungen vergleichbarer Art; bei dem 
Arbeitgeber bestehende Regelungen über eine zu- 
sätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
werden nicht angewendet. Der Arbeitgeber hat dem 
Arbeitnehmer die aus der An- und Abreise ent- 
stehenden notwendigen Aufwendungen einschließ- 
lich der Umzugskosten zu erstatten und ihm eine 
Trennungsentschädigung zu zahlen. 


{2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
nähere Bestimmungen über die Gewährung von 
Trennungsentschädigung und den Ersatz von Um- 
zugskosten zu erlassen. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

6. unverändert 

7. die voraussichtliche Dauer der Verpflich- 
tung. 

Der Vcrpfiichtungsbescheid muß außerdem einen 
Hinweis auf die Vorschriften zur wirtschaftlichen 
und sozialen Sicherung des Verpflichteten, eine 
Rechtsmittelbelehrung und eine Unterrichtung dar- 
über enthalten, daß eine Zuv/iderhandlung gegen 
die Verpflichtung als Ordnungswidrigkeit oder als 
Straftat geahndet werden kann. 

(2) unverändert 


(3) Der Verpflichtiingsbescheid ist schriftlich zu 
erteilen und Arbeitnehmer und Arbeitgeber sowie 
dem bisherigen Arbeitgeber oder Dienstherrn und, 
bei in Heimarbeit Beschäftigten, dem bisherigen 
Auftraggeber (Zwischenmeister) zuzustellen, der sie 
mindestens ein Jahr ausschließlich oder überwie- 
gend beschäftigt hat. Bei einem minderjährigen Ver- 
pflichteten ist auch sein gesetzlicher Vertreter zu 
benachrichtigen. 

(4) Bei Gefahr im Verzug kann die Verpflichtung 
auch mündlich oder fernmündlich ausgesprochen 
werden. Sie ist unverzüglich schriftlich zu bestä- 
tigen. 


2. UNTERABSCHNITT 

Rechtsstellung der verpflichteten Person 
§ 13 

Inhalt des durch Verpflichtung begründeten 
Arbeitsverhältnisses 

(1) Die gegenseitigen Rechte und Pflichten aus 
dem Arbeitsverhältnis richten sich nach den Bedin- 
gungen, die im Betrieb, in der Dienststelle oder 
in entsprechenden Betrieben oder Dienststellen für 
Arbeitsleistungen vergleichbarer Art üblich sind; 
bei dem Arbeitgeber bestehende Regelungen über 
eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung werden nicht angewendet. Der Arbeitgeber hat 
dem Arbeitnehmer die aus der An- und Abreise ent- 
stehenden notwendigen Aufwendungen einschließ- 
lich der Umzugskosten zu erstatten und ihm eine 
Trennimgsentschädigung zu zahlen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
niing wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
nähere Bestimmungen über Voraussetzungen, Höhe 
und Umfang der Trennungsentschädigiing und den 
Ersatz von Umzugskosten zu erlassen. 
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§ 14 

Einfluß der Verpflichtung auf ein iorthestehendes 
Arbeits- oder Vertragsverhältnis in der privaten 
Wirtschaft 

(1) Wird ein Arbeitnehmer in ein Arbeitsver- 
hältnis verpflichtet, so ruht sein bisheriges Arbeits- 
verhältnis während der Dauer der Verpflichtung. 
§ 1 Abs. 4 und 5, §§ 2, 3 und 4 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
bis 4, §§ 5, 6 Abs. l, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 sowie 
§ 11 des Arbeitsplatzschutzgesetzes gelten entspre- 
chend; § 5 gilt jedoch mit der Maßgabe, daß dem 
Arbeitgeber auf Verlangen die Beiträge zu einer 
Pensionskasse oder anderen Einrichtungen oder 
Form der betrieblichen Alters- und Flinterbliebenen- 
versorgung vom neuen Arbeitgeber zu erstatten 
sind. Dieser darf etwaige Arbeitnehmeranteile von 
dem Arbeitsentgelt der verpflichteten Personen ein- 
behalten. 

(2) Für in Heimarbeit Beschäftigte und für Han- 
delsvertreter gelten die §§ 7 und 8 des Arbeits- 
platzschutzgesetzes entsprechend. 

§ 15 

Einfluß der Verpflichtung auf ein iorthestehendes 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst 

(1) Wird ein Beamter in ein Arbeitsverhältnis 
verpflichtet, so ist er für die Dauer der Verpflich- 
tung mit Dienstbezügen oder Unterhaltszuschuß 
beurlaubt; § 9 Abs. 2 bis 1 des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes gilt entsprechend, Absatz 6 nur, soweit er 
die Einberufung zu Wehrübimgen betrifft, und Ab- 
satz 7, soweit er auf § 4 Abs. 1, 2 und 4 verweist. 


(2) Wird ein Arbeitnehmer des öffentlichen Dien- 
stes in ein Arbeitsverhältnis verpflichtet, so hat 
der Arbeitgeber des fortbestehenden Arbeitsver- 
hältnisses für die Dauer der Verpflichtung das 
Arbeitsentgelt weiterzuzahlen; für das fortbeste- 
hende Arbeitsverhältnis gelten § 1 Abs. 1 und 3 
bis 5, §§ 2, 3, 4 Abs. 1 bis 4, § 5 Abs. 1, §§ 6 und 1\ 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes entsprechend. 


(3) Auf die nach den Absätzen 1 und 2 weiter 
zu gewährenden Dienstbezüge, Unterhaltszuschüsse, 
Vergütungen oder Arbeitsentgelte werden die dem 
verpflichteten Arbeitnehmer gewährten laufenden 
Geldbezüge aus dem Arbeitsverhältnis angerechnet. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
§ 14 

Einfluß der Verpflichtung auf ein Arbeits- oder 

Vertragsverhältnis in der privaten Wirtschaft 

(1) Wird ein Arbeitnehmer in ein Arbeitsverhält- 
nis verpflichtet, so ruht sein bisheriges Arbeitsver- 
hältnis während der Dauer der Verpflichtung. § 1 
Abs. 4 und 5, §§ 2, 3 und 4 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 
4, §§ 5, 6 , 11 und 11b des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
gelten entsprechend; § 5 gilt jedoch mit der Maß- 
gabe, daß dem Arbeitgeber auf Verlangen die Bei- 
träge zu einer Pensionskasse oder anderen Einrich- 
tungen oder Form der betrieblichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung vom neuen Arbeitgeber 
zu erstatten sind. Dieser darf etwaige Arbeitneh- 
meranteile von dem Arbeitsentgelt der verpflichte- 
ten Personen einbehalten. 


(2) unverändert 


§ 15 

Einfluß der Verpflichtung auf ein Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst 

(1) Wird ein Beamter oder ein Richter auf Probe 
in ein Arbeitsverhältnis verpflichtet, so ist er für die 
Dauer der Verpflichtung mit Dienstbezügen oder 
Unterhaltszuschuß beurlaubt; § 9 Abs. 3 bis 10 des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes gilt entsprechend, Ab- 
satz 7 nur, soweit er die Einberufung zu Wehrübun- 
gen betrifft, und Absatz 8, soweit er auf § 4 Abs. 1, 
2 und 4 verweist. Für einen Lehrer an einer privaten 
genehmigten Ersatzschule, der nach § 172 Abs. 1 
Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung versicherungsfrei ist, 
gilt Satz 1 entsprechend. 

(2) Wird ein Arbeitnehmer des öffentlichen Dien- 
stes in ein Arbeitsverhältnis verpflichtet, so hat der 
Arbeitgeber des fortbestehenden Arbeitsverhält- 
nisses für die Dauer der Verpflichtung das Arbeits- 
entgelt weiterziizahlen. Nach dem Ende der Ver- 
pflichtung ist das Arbeitsentgelt weiterzuzahlen, so- 
lange Kranken- oder Hausgeld aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder entsprechende Leistun- 
gen aus der gesetzlichen Unfallversicherung gewährt 
werden; insgesamt darf der Arbeitnehmer bei Ar- 
beitsunfähigkeit nicht mehr erhalten, als er erhalten 
würde, wenn er nicht in ein Arbeitsverhältnis ver- 
pflichtet worden wäre. Für das fortbestehende Ar- 
beitsverhältnis gelten § 1 Abs. 1, 4 und 5, §§ 2, 3, 4 
Abs. 1 bis 4, § 5 Abs. 1, §§ 6 , 11 und 11 b des Ar- 
beitsplatzschutzgesetzes entsprechend. 

(3) Auf die nach den Absätzen 1 und 2 weiter 
zu gewährenden Dienstbezüge, Unterhaltszuschüsse, 
Vergütungen oder Arbeitsentgelte werden die dem 
verpflichteten Arbeitnehmer gewährten laufenden 
Geldbezüge aus dem Arbeitsverhältnis angerechnet. 
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Diesen laufenden Geldbezügen stehen gleich das 
Kranken- oder Hausgeld aus der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung oder entsprechende Leistungen aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung oder Zuschüsse 
des Arbeitgebers nach dem Gesetz zur Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle. 

§ 16 

Zahlung von Unterschiedsbeträgen und Ersatz für 
Vertreterkosten und laufende Betriebsausgaben 

(1) Ein in ein Arbeitsverhältnis Verpflichteter, 
der nicht unter § 15 fällt, erhält, soweit sich sein 
Nettoeinkommen im Sinne des § 10 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes durch die Verpflichtung vermin- 
dert, vom Bund den Unterschiedsbetrag. Dieser darf 
zusammen mit den laufenden Nettogeldbezügen aus 
dem neuen Arbeitsverhältnis 2700 Deutsche Mark 
monatlich nicht überschreiten. Der Unterschieds- 
betrag unterliegt nicht den Steuern vom Einkom- 
men und Ertrag. 


(2) Ein in ein Arbeitsverhältnis Verpflichteter, 
dessen Gewerbebetrieb, Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft oder dessen selbständige Tätigkeit 
während der Verpflichtung fortgeführt wird, erhält 
den Unterschiedsbetrag nicht. Ihm werden jedoch 
angemessene Aufwendungen für Ersatzkräfte oder 
Vertreter erstattet, die an seiner Stelle während 
der Dauer der Verpflichtung tätig werden. Die lau- 
fenden Nettogeldbezüge aus dem neuen Arbeits- 
verhältnis sind anzurechnen. 

(3) Ein in ein Arbeitsverhältnis Verpflichteter, 
der seinen Gewerbebetrieb, Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft oder seine selbständige Tätigkeit 
während der Verpflichtung nicht durch eine Ersatz- 
kraft oder einen Vertreter fortführen läßt und des- 
sen Betrieb ruht, erhält neben dem Unterschieds- 
betrag nach Absatz 1 Ersatz der Aufwendungen für 
Miete der Berufsstätte sowie für die übrigen 
Betriebsausgaben im Sinne des Einkommensteuer- 
gesetzes, sofern er entsprechende laufende Zah- 
lungsverpflichtungen für die Dauer der Verpflich- 
tung nachweist. 

(4) Die Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 
werden auf Antrag gewährt. Für die Zuständigkeit 
und das Verfahren gilt der Dritte Abschnitt des 
Unterhaltssicherungsgesetzes entsprechend. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Diesen laufenden Geldbezügen stehen gleich das 
Kranken- oder Hausgeld aus der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung oder entsprechende Leistungen aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung oder Zuschüsse 
des Arbeitgebers nach dem Gesetz zur Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle, sowie die Leistungen der Lohnaus- 
fallvergütung und das Schlechtwettergeld. 

§ 16 

Zahlung von Unterschiedsbeträgen und Ersatz für 

Vertreterkosten und laufende Betriebsausgaben 

(1) Ein in ein Arbeitsverhältnis Verpflichteter, 
der nicht unter § 15 fällt, erhält, soweit sich sein 
Nettoeinkommen im Sinne des § 10 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes durch die Verpflichtung vermin- 
dert, den Unterschiedsbetrag von der zuständigen 
UiiterhaltssicherungsbehÖrde zu Lasten des Bundes; 
dieser ist auch nach dem Ende der Verpflichtung 
weiterzuzahlen, solange Kranken- oder Hausgeld 
aus der gesetzlichen Krankenversicherung oder ent- 
sprechende Leistungen aus der gesetzlichen Unfall- 
versidierung gewährt werden; § 15 Abs. 2 Satz 2 
zweiter Halbsatz gilt entsprechend. Der Unter- 
schiedsbetrag darf zusammen mit den laufenden 
Nettogeldbezügen aus dem neuen Arbeitsverhältnis 
2700 Deutsche Mark monatlich nicht überschreiten. 
Der Unterschiedsbetrag unterliegt nicht den Steuern 
vom Einkommen und Ertrag. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) § 23 des Unterhaltssicherungsgesetzes wird 
mit der Maßgabe angewandt, daß an die Stelle des 
Bundesministers der Verteidigung der Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung tritt. 
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3. UNTERABSCHNITT 

Sozialversicherung, Arbeitslosenversicherung 
§ 17 

Allgemeines 

Personen, die in ein Arbeitsverhältnis verpflichtet 
werden, unterliegen der Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Kranken-, Unfall-, Renten- und Ar- 
beitslosenversicherung nach Maßgabe der allge- 
meinen Vorschriften, soweit die nachfolgenden Vor- 
schriften nichts Abweichendes bestimmen. 

§ 18 

Krankenversicherung 

(1) Beamte und Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst, die auf Grund der §§ 169, 174 Nr. 1 der 
Reichsversicherungsordnung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherungsfrei sind, blei- 
ben auch während ihrer Verpflichtung in ein Ar- 
beitsverhältnis versicherungsfrei, solange sie nach 
§15 mit Dienstbezügen oder Unterhaltungszuschuß 
beurlaubt sind oder ihr Arbeitsentgelt weiterer- 
halten. 


(2) Personen, die nicht unselbständig beschäftigt 
und aus anderen Gründen als wegen der Höhe ihres 
Jahreseinkommens in der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung nicht pflichtversichert sind, werden wäh- 
rend ihrer Verpflichtung in ein Arbeitsverhältnis auf 
ihren Antrag von der Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Krankenversicherung befreit. Die Be- 
freiung wirkt vom Beginn der Verpflichtung an, 
wenn der Antrag innerhalb eines Monats nach die- 
sem Zeitpunkt gestellt wird, anderenfalls vom Ein- 
gang des Antrags an. Uber den Antrag entscheidet 
der zuständige Träger der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung. Er hat dem Antragsteller eine Bescheini- 
gung über die Befreiung auszustellen, die dem neuen 
Arbeitgeber vorgelegt werden muß. 

(3) Die Leistungen nach § 15, welche die laufen- 
den Geldbezüge aus dem Arbeitsverhältnis über- 
steigen, und die Unterschiedsbeträge nach § 16 
Abs. 1 werden als Entgelt nur bei der Berechnung 
des für die Versicherungspflicht maßgebenden Jah- 
resarbeitsverdienstes berücksichtigt. 


§ 19 

Unfallversicherung 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung gilt 
während der Verpflichtung in ein Arbeitsverhältnis 
als Jahresarbeitsverdienst eines Versicherten, der 
im Zeitpunkt seiner Verpflichtung bereits versichert 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
3. UNTERABSCHNITT 

Sozialversicherung, Arbeitslosenversicherung 
§ 17 

unverändert 


§ 18 

Krankenversicherung 

(1) Beamte, Lehrer an privaten genehmigten Er- 
satzschulen, Richter auf Probe und Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst, die auf Grund der §§ 169, 172 
Abs. 1 Nr. 3 und 174 Nr. 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherungsfrei sind, bleiben auch während ihrer 
Verpflichtung in ein Arbeitsverhältnis versiche- 
rungsfrei, solange sie nach § 15 mit Dienstbezügen 
oder Unterhaltszuschuß beurlaubt sind oder ihr Ar- 
beitsentgelt weitererhalten. 

(2) unverändert 


(3) Die Leistungen nach § 15, welche die laufen- 
den Geldbezüge aus dem Arbeitsverhältnis über- 
steigen, und die Unterschiedsbeträge nach § 16 
Abs. 1 werden als Entgelt nur bei der Berechnung 
des für die Versicherungspflicht maßgebenden Jah- 
resarbeitsverdienstes berücksichtigt. Für die Berech- 
nung des Sterbegeldes und des Familiensterbe- 
geldes ist der letzte Grundlohn des Versicherten vor 
der Verpflichtung maßgebend, falls dies für den 
Versicherten günstiger ist. 

§ 19 

unverändert 
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war, der in der Versicherung zuletzt vor der Ver- 
pflichtung maßgebende Jahresarbeitsverdienst, wenn 
es für den Berechtigten günstiger ist. 

(2) Erleidet jemand, dem sonst Unfallfürsorge 
nach beamtenreditlichen Vorschriften oder Grund- 
sätzen gewährleistet ist, während seiner Verpflich- 
tung in ein Arbeitsverhältnis einen Arbeitsunfall, 
so gilt § 576 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung 
mit der Maßgabe, daß sich der Jahresarbeitsver- 
dienst nach § 571 der Reichsversicherungsordnung 
errechnet, wenn es für den Berechtigten günstiger 
ist. 

§ 20 

Rentenversicherung 

Versicherungsfreiheit und Zuständigkeit 

(1) In der gesetzlichen Rentenversicherung sind 
während der Verpflichtung in ein Arbeitsverhältnis 
auch versicherungsfrei 

1. Personen, die im Zeitpunkt ihrer Verpflich- 
tung unselbständig beschäftigt und nicht 
pflichtversichert sind, wenn sie nach § 15 
mit Dienstbezügen oder Unterhaltszuschuß 
beurlaubt werden oder ihr Arbeitsentgelt 
weitererhalten oder wenn ihr bisheriges 
Arbeitsverhältnis nach § 14 ruht oder 
wenn ihnen für die Dauer der Verpflich- 
tung die Anwartschaft auf lebenslängliche 
Versorgung oder Hinterbliebenenversor- 
gung nach beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten oder Grundsätzen oder die in der Ge- 
meinschaft übliche lebenslängliche Versor- 
gung gewährleistet bleibt, 


2. Personen, die beitragspflichtig nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
sind. 


(2) Für Personen, die im Zeitpunkt ihrer Ver- 
pflichtung in ein Arbeitsverhältnis in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung pflichtversichert sind, 
ändert sich während der Verpflichtung die Zuge- 
hörigkeit zu dem Zweig der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nicht, es sei denn, daß sie auf Grund der 
Verpflichtung eine Beschäftigung ausüben, auf 
welche anders als bisher die Vorschriften des Reichs- 
knappschaftsgesetzes Anwendung finden. 

§ 21 

Rentenversicherung 
Entgelt und Beiträge 

(1) Bei Personen, die während ihrer Verpflichtung 
in ein Arbeitsverhältnis in der gesetzlichen Renten- 
versicherung pflichtversichert sind, gelten auch die 


Beschlüsse des 19. A u s s c h u s s e s 


§ 20 

Rentenversicherung 

Versicherungsfreiheit und Zuständigkeit 

(1) In der gesetzlichen Rentenversicherung sind 
während der Verpflichtung in ein Arbeitsverhältnis 
auch versicherungsfrei 

1. Personen, die im Zeitpunkt ihrer Ver- 
pflichtung unselbständig beschäftigt und 
nicht pflichtversichert sind, wenn 

a) sie nach § 15 mit Dienstbezügen oder 
Unterhaltszuschuß beurlaubt werden 
oder ihr Arbeitsentgelt weitererhalten 

oder 

b) ihr bisheriges Arbeitsverhältnis nach 
§ 14 ruht 

oder 

c) ihnen für die Dauer der Verpflichtung 
die Anwartschaft auf lebenslängliche 
Versorgung oder Hinterbliebenenver- 
sorgung nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften oder Grundsätzen oder die in 
der Gemeinschaft übliche lebensläng- 
liche Versorgung gewährleistet bleibt, 

2. Personen, die vor der Verpflichtung nur 

beitragspflichtig nach dem Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte waren und 
dies weiterhin sind. 

(2) unverändert 


§ 21 

Rentenversicherung 
Entgelt und Beiträge 

(1) Bei Personen, die während ihrer Verpflich- 
tung in ein Arbeitsverhältnis in der gesetzlichen 
Rentenversicherung pflichtversichert sind, gelten 
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Leistungen nach § 15, welche die laufenden Geld- 
bezüge aus dem Arbeitsverhältnis übersteigen, und 
die Unterschiedsbeträge nach § 16 Abs. 1 als Entgelt, 
wenn diese Personen bereits im Zeitpunkt ihrer Ver- 
pflichtung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflichtversichert waren. Bei Handwerkern, die in 
die Handwerksrolle eingetragen sind, findet Satz 1 
keine Anwendung. 

(2) Der bisherige Dienstherr oder Arbeitgeber 
und der Versicherte tragen für die Leistungen nach 
§ 15, welche die laufenden Geldbezüge aus dem 
Arbeitsverhältnis übersteigen, die Pflichtbeiträge zu 
den Rentenversicherungen der Arbeiter und Ange- 
stellten je zur Elälfte und die Pflichtbeiträge zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung nach dem in 
§ 130 Abs. 6 Buchstabe a des Reichsknappschafts- 
gesetzes bestimmten Verhältnis. Die auf die Unter- 
schiedsbeträge nach § 16 Abs. 1 entfallenden Pflicht- 
beiträge trägt der Bund. 

(3) Der bisherige Dienstherr oder Arbeitgeber 
zahlt seinen Beitragsanteil nach Absatz 2 Satz 1 an 
den Versicherten. Soweit der Bund nach Absatz 2 
Satz 2 den Beitrag zu tragen hat, zahlt ihn die für 
die Bewilligung der Unterschiedsbeträge zuständige 
Stelle an den Versicherten. 

(4) In den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und Angestellten gelten für die Entrichtung der Bei- 
träge die Personen, auf die Absatz 1 Anwendung 
findet, als Mehrfachbeschäftigte, die in dem Arbeits- 
verhältnis, zu dem sie verpflichtet wurden, überwie- 
gend beschäftigt sind (Hauptbeschäftigung). In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung hat der Ver- 
sicherte die in Absatz 2 genannten Pflichtbeiträge au 
die für die Versicherung in der Hauptbeschäftigung 
zuständige Knappschaft zu entrichten. 

§ 22 

Arbeitslosenversicherung 

(1) Personen, die unmittelbar vor der Verpflich- 
tung in ein Arbeitsverhältnis nicht als Arbeitnehmer 
oder nicht zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt 
waren, bleiben auch während ihrer Verpflichtung in 
ein Arbeitsverhältnis versicherungsfrei. 

(2) Bei der Bemessung des Beitrages zur Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung werden die Leistungen nach den §§ 15 und 
16 nicht berücksichtigt. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

auch die Leistungen nach § 15, welche die laufenden 
Geldbezüge aus dem Arbeitsverhältnis übersteigen, 
und die Unterschiedsbeträge nach § 16 Abs. 1 als 
Entgelt, wenn diese Personen bereits im Zeitpunkt 
ihrer Verpflichtung in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung pflichtversichert waren. Für Handwerker, 
die in die Handwerksrolle eingetragen sind, gilt 
Satz 1 nicht. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 22 

Arbeitslosenversicherung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(2 a) Wird ein Arbeitnehmer in ein Arbeits Ver- 
hältnis verpflichtet, so darf ihm daraus im Falle der 
Arbeitslosigkeit hinsichtlich der Höhe des Arbeits- 
losengeldes und der Arbeitslosenhilfe kein Nachteil 
entstehen. Das Nähere bestimmt die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung mit Zustimmung des Bundesministers für Ar- 
beit und Sozialordnung. Mehraufwendungen, die 
der Bundesanstalt in Auswirkung des Satzes 1 ent- 
stehen, trägt der Bund, 



Drucksache V/2932 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 

(3) Besteht während der Verpflichtung in ein 
Arbeitsverhältnis außerhalb eines knappschaftlichen 
Betriebes die Zugehörigkeit zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung nach § 20 Abs. 2 fort, so ist § 16 
Abs. 2 der Verordnung über die Neuregelung der 
Rentenversicherung im Bergbau vom 4. Oktober 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 569) nicht anzuwenden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Ergänzende Vorschriften 

§ 23 

Auskunftspflicht 

(1) Die Inhaber oder Leiter von Betrieben im 
Anwendungsbereich des Gesetzes (§3) sowie Wehr- 
pflichtige, die in ein Arbeitsverhältnis verpflichtet 
werden können, haben dem Arbeitsamt auf Ver- 
langen die Auskünfte zu erteilen und zu belegen, 
die zur Durchführung des Gesetzes erforderlich 
sind. 


(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

(3) Die nach Absatz 1 erlangten Kenntnisse und 
Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungsver- 
fahren oder ein Steuerstrafverfahren verwandt wer- 
den. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber dem Fi- 
nanzamt gelten insoweit nicht. 

§ 24 

Persönliche Vorstellung 

(1) Nach Eintritt der Voraussetzungen der 
Sicherstellung von Arbeitsleistungen (§ 2) haben 
Wehrpflichtige, die in ein Arbeitsverhältnis ver- 
pflichtet werden können, sich auf Aufforderung des 
Arbeitsamtes zu melden oder vorzustellen. Die 
Aufforderung ergeht schriftlich; sie kann bei Gefahr 
im Verzug auch mündlich, fernmündlich oder durch 
öffentlichen Aufruf in der Presse, im Rundfunk 
oder in anderer Art ergehen. 

(2) Nach Eintritt der Voraussetzungen der Sicher- 
stellung von Arbeitsleistungen (§ 2) haben sich die 
in Absatz 1 genannten Personen auf Anordnung des 
Arbeitsamtes zur Feststellung ihrer körperlichen 
Tauglichkeit und geistigen Leistungsfähigkeit ärzt- 
lich und fachpsychologisch untersuchen zu lassen 
und hierbei auch ärztliche Untersuchungsmaßnahmen 
zu dulden, soweit diese Untersuchungen und Maß- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

(3) unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Ergänzende Vorschriften 

§ 23 

Auskunftspflicht 

(1) Wehrpflichtige und Frauen, die in ein Ar- 
beitsverhältnis verpflichtet werden können, haben 
dem Arbeitsamt auf Verlangen die Auskünfte zu 
erteilen und zu belegen, die zur Durchführung des 
Gesetzes erforderlich sind. Die gleiche Verpflichtung 
haben Arbeitgeber und Dienstherren des öffent- 
lichen Rechts; sie haben den Betriebs- oder Personal- 
rat vor Erteilung der Auskunft zu unterrichten. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 24 

Persönliche Vorstellung 

(1) Nach Eintritt der Voraussetzungen für die 
Sicherstellung von Arbeitsleistungen (§ 2) müssen 
Wehrpflichtige, die in ein Arbeitsverhältnis ver- 
pflichtet werden können, sich auf Aufforderung des 
Arbeitsamtes melden oder vorstellen. Die Aufforde- 
rung ergeht schriftlidi; sie kann bei Gefahr im 
Verzug auch mündlich, fernmündlich oder durch 
öffentlichen Aufruf in der Presse, im Rundfunk oder 
in anderer Art ergehen. 

(2) Nach Eintritt ^ " ucUiSsetzungen für die 
Sicherstellung von Arbeilbiois ’ingen (§ 2) sind die 
in Absatz 1 genannten Personen verpflichtet, sich 
auf Anordnung des Arbeitsamtes zur Feststellung 
ihrer körperlichen Tauglichkeit und geistigen Lei- 
stungsfähigkeit ärztlich und fachpsychologisch unter- 
suchen zu lassen und hierbei auch ärztliche Unter- 
suchungsmaßnahmen zu dulden, soweit diese Unter- 
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nahmen zur Feststellung der Vermittlungsfähigkeit 
eines Arbeitnehmers üblich sind. 


(3) Das Arbeitsamt kann die Vorführung einer 
Person anordnen, die einer Aufforderung sich vor- 
zustellen oder ärztlich untersuchen lassen, ohne hin- 
reichenden Grund nicht Folge leistet. 

(4) Für die durch die Verpflichtungen nach den 
Absätzen 1 und 2 ausfallende Arbeitszeit hat der 
Dienstherr oder Arbeitgeber die Dienstbezüge oder 
das Arbeitsentgelt weiter zu zahlen. Das gleiche 
gilt bei in Heimarbeit Beschäftigten für den Auf- 
traggeber oder, falls sie von einem Zwischenmeister 
beschäftigt werden, für den Zwischenmeister, der 
sie mindestens ein Jahr ausschließlich oder über- 
wiegend beschäftigt hat. Die vom Arbeitsamt ge- 
ladene Person hat die schriftliche Ladung ihrem 
Dienstherrn, ihrem Arbeitgeber oder ihrem Auf- 
traggeber {Zwischenmeister) unverzüglich vorzule- 
gen, im Falle einer Aufforderung nach Absatz 1 
Satz 2 zweiter Halbsatz diese Person unverzüglich 
zu unterrichten. 

§ 25 

Kosten des Verpflichtungs- und 
Zustimmungsverfahrens 

Das Verfahren vor dem Arbeitsamt ist kostenfrei. 
Notwendige Auslagen, die einer Person durch das 
Verfahren entstanden sind, werden ihr vom Ar- 
beitsamt eislciUet. Die Kosten der Untersuchungen 
nach § 24 Abs. 2 übernimmt das Arbeitsamt. Das 
Arbeitsamt ersetzt im Auftrag des Bundes Grenz- 
arbeitnehmern den Verdienstausfall. Diese Auf- 
wendungen werden der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
Bund erstattet. 


§ 26 

Rechtsweg 

(1) Für Rechtsstreitigkeiten über Maßnahmen 
nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg 
gegeben. 

(2) über den Widerspruch entscheidet nach Ein- 
tritt der Voraussetzungen der Sicherstellung von 
Arbeitsleistungen (§ 2) abweichend von § 73 Abs. 1 
Nr. 1 der V erwaliungsgerichtsordnung das Arbeits- 
amt. 

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage haben 
keine aufschiebende Wirkung. Das Gericht der 
Hauptsache kann die aulschiebende Wirkung ganz 
oder teilweise anordnen. § 80 Abs. 5 Satz 2 bis 5 
der Verwaltungsgerichtsordnung gilt entsprechend. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

suchungen und Maßnahmen zur Feststellung der 
Vermittlungsfähigkeit eines Arbeitnehmers erfor- 
derlich und üblich sind. 

(3) Das Arbeitsamt kann die Vorführung einer 
Person anordnen, die einer Aufforderung, sich vor- 
zustellen oder ärztlich untersuchen zu lassen, ohne 
hinreichenden Grund nicht folgt. 

(4) unverändert 


§ 25 

Kosten des Verpflichtungs- 
und Zustimmungsverfahrens 

Das Verfahren vor dem Arbeitsamt ist kostenfrei. 
Notwendige Auslagen, die einer Person durch das 
Verfahren entstanden sind, werden ihr vom Ar- 
beitsamt erstattet. Die Kosten der Untersuchungen 
nach § 24 Abs. 2 übernimmt das Arbeitsamt. Das Ar- 
beitsamt ersetzt im Auftrag des Bundes Grenz- 
arbeitnehmern, in Heimarbeit Beschäftigten, soweit 
sie nicht durch § 24 Abs. 4 erfaßt werden, sowie 
Selbständigen den Verdienstausfall; die Vorschrif- 
ten des Gesetzes über die Entschädigung der ehren- 
amtlichen Richter vom 26. September 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 753) finden sinngemäß Anwendung. 
Diese Aufwendungen werden der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom Bund erstattet. 

§ 26 

Rechtsweg 

(1) Für Rechtsstreitigkeiten über Maßnahmen 
nach diesem Gesetz oder einer auf diesem Gesetz 
beruhenden Rechtsverordnung ist der Verwaltungs- 
rechtsweg gegeben. 

Absatz 2 entfällt 


(3) Widerspruch und Anfechtungsklage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 
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(4) Die Berufung gegen das Urteil und die Be- 
schwerde gegen eine andere Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichts sind nach Eintritt der Vorausset- 
zungen der Sicherstellung von Arbeitsleistungen 
(§ 2) ausgeschlossen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften 

1. UNTERABSCHNITT 

Freiwillig begründete Arbeitsverhältnisse 
§ 27 

Anwendung der §§ 13 bis 22 

Wird nach Eintritt der Voraussetzungen der 
Sicherstellung von Arbeitsleistungen (§ 2) im An- 
wendungsbereich des Gesetzes (§ 3) freiwillig ein 
Arbeitsverhältnis begründet, in das ein Wehrpflich- 
tiger verpflichtet werden könnte, so kann das Ar- 
beitsamt auf Antrag des Arbeitnehmers anordnen, 
daß die §§ 13 bis 22 anzuwenden sind. Dem Antrag 
soll, solange das bisherige Arbeitsverhältnis be- 
steht, nicht entsprochen werden, wenn der bisherige 
Arbeitgeber widerspricht und die Anordnung für 
ihn eine unzumutbare Belastung zur Folge hätte. 
Für die Anordnung gelten die §§ 10 und 12 Abs. 3 
und 4 sinngemäß. 


2. UNTERABSCHNITT 

Ausbildungs Veranstaltungen 
Bereithaltungsbescheid 

§ 28 

Ausbildungsveranstaltungen 

(1) Wehrpflichtige, die nach Eintritt der Voraus- 
setzungen der Sicherstellung von Arbeitsleistungen 
(§ 2) im Anwendungsbereich des Gesetzes (§ 3) für 
eine Aufgabe verwandt werden sollen, die eine 
besondere Ausbildung erfordert, können zu Ausbil- 
dungsveranstaltungen verpflichtet werden. Die Erst- 
ausbildung darf 28 Tage, Wiederholungsveranstal- 
tungen dürfen 14 Tage jährlich nicht überschreiten. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung 

1. zu bestimmen, für welche der in Absatz 1 
genannten Aufgaben Ausbildungsveran- 
staltungen durchgeführt werden können, 

2. die Träger der Ausbildung zu bestimmen. 


— 5. Wahlperiode 

Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Absatz 4 entfällt 


(5) Absatz 3 gilt nicht für Rechtsstreitigkeiten 
über Leistungen nach § 16 dieses Gesetzes. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften 

1. UNTERABSCHNITT 

Freiwillig begründete Arbeitsverhältnisse 
§ 27 

Anwendung der §§13 bis 22 

Wird nach Eintritt der Voraussetzungen für die 
Sicherstellung von Arbeitsleistungen (§ 2) im An- 
wendungsbereich des Gesetzes (§ 3) freiwillig ein 
Arbeitsverhältnis begründet, in das ein Wehrpflich- 
tiger verpflichtet werden könnte, so kann das Ar- 
beitsamt auf Antrag des Arbeitnehmers anordnen, 
daß die §§ 13 bis 22 anzuwenden sind. Dem Antrag 
soll, solange das bisherige Arbeitsverhältnis be- 
steht, nicht entsprochen werden, wenn der bisherige 
Arbeitgeber widerspricht und die Anordnung für 
ihn eine unzumutbare Belastung zur Folge hätte. 
Für die Anordnung gelten die §§ 10 und 12 Abs. 3 
und 4 sinngemäß. 


2. UNTERABSCHNITT 

Ausbildungsveranstaltungen 

Bereithaltungsbescheid 

§ 28 

Ausbildungsveranstaltungen 

(1) Wehrpflichtige, die nach Eintritt der Voraus- 
setzungen für die Sicherstellung von Arbeitsleistun- 
gen (§ 2) im Anwendungsbereich des Gesetzes (§ 3) 
für eine Aufgabe verwandt werden sollen, die be- 
sondere Kenntnisse und Fertigkeiten erfordert, kön- 
nen zu Ausbildungsveranstaltungen verpflichtet 
werden. Die Erstausbildung darf 28 Tage, Wieder- 
holungsveranstaltungen dürfen 14 Tage jährlich 
nicht überschreiten. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung 

1. bestimmen, für welche der in Absatz 1 
genannten Aufgaben Ausbildungsveran- 
staltungen durchgeführt werden können, 

2. die Träger der Ausbildung bestimmen und 

die Kostentragung regeln, 
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3. das Verfahren bei der Verpflichtung zur 
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen 
und die Rechtsverhältnisse der Teilneh- 
mer in Anlehnung an die Vorschriften zu 
regeln, die für Wehrpflichtige gelten, die 
an einer Wehrübung teilnehmen. 


§ 29 

Bereithaltungsbescheid 

(1) Soll ein Wehrpflichtiger, auf den die in § 28 
Abs. 2 genannte Rechtsverordnung angewandt wer- 
den kann, zu einem bestimmten Zeitpunkt nach Ein- 
tritt der Voraussetzungen der Sicherstellung von 
Arbeitsleistungen (§ 2) im Anwendungsbereich des 
Gesetzes (§ 3) in ein Arbeitsverhältnis verpflichtet 
werden, so kann der Verpflichtungsbescheid vor 
Eintritt dieser Voraussetzungen zugestellt werden 
(Bereithaltungsbescheid). Die Bestimmung des Zeit- 
punkts kann einem öffentlichen Aufruf in der 
Presse, im Rundfunk oder in anderer Art Vorbehal- 
ten werden. 


(2) Ein Bereithaltungsbescheid kann auch Wehr- 
pflichtigen zugestellt werden, die sich freiwillig zu 
Arbeitsleistungen gemeldet haben, zu deren Sicher- 
stellung Verpflichtungen vorgenommen werden kön- 
nen. 

(3) Aus der Zustellung eines Bereithaltungsbe- 
scheides dürfen dem Empfänger keine Nachteile 
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3. das Verfahren bei der Verpflichtung zur 
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen 
regeln und 


4. die Rechte und Pflichten der Teilnehmer 

nach folgenden Grundsätzen regeln: 

a) dem Teilnehmer dürfen in seinem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis keine 
Nachteile entstehen, 

b) die Heranziehung von Versicherten der 
gesetzlichen Kranken- und Rentenver- 
sicherung und der Arbeitslosenver- 
sicherung berührt das Versicherungs- 
verhältnis nicht, 

c) dem Teilnehmer ist ein Anspruch auf 
Weiterzahlung des Arbeitsentgelts zu 
gewähren, wobei dem privaten Arbeit- 
geber das weitergezahlte Arbeitsent- 
gelt einschließlich der vom Arbeitgeber 
zu tragende Beiträge zur Sozial— und 
Arbeitslosenversicherung für einen 
Ausfall von mehr als zwei Stunden er- 
stattet wird, 

d) dem Teilnehmer ist ein Ersatz des 
Verdienstausfalls zu gewähren, wobei 
ein Höchstbetrag festgesetzt werden 
kann, 

c) dem Teilnehmei sind die notwendigen 
Auslagen und Schäden an mitgebrach- 
ten Sachen zu ersetzen, 

f) während der Ausbildung ist der Schutz 
der gesetzlichen Unfallversicherung 
sicherzustellen. 

§ 29 

Bereithaltungsbescheid 

(1) Soll ein Wehrpflichtiger, auf den die in § 28 
Abs. 2 genannte Rechts Verordnung angewandt wer- 
den kann und der für Zwecke der Verteidigung ein- 
schließlich des Schlitzes der Zivilbevölkerung ausge- 
bildet ist, zu einem bestimmten Zeitpunkt nach Ein- 
tritt der Voraussetzungen für die Sicherstellung von 
Arbeitsleistungen (§ 2) im Anwendungsbereich des 
Gesetzes (§ 3) in ein Arbeitsverhältnis verpflichtet 
werden, so kann der Verpflichtungsbescheid vor 
Eintritt dieser Voraussetzungen zugestellt werden 
(Bereithaltungsbescheid). Die Bestimmung des Zeit- 
punkts kann einem öffentlichen Aufruf in der Presse, 
im Rundfunk oder in anderer Art Vorbehalten wer- 
den. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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.innerhalb eines bestehenden Dienst- oder Arbeits- 
verhältnisses, Heimarbeitsverhältnisses oder Han- 
delsvertreterverhältnisses erwachsen. 


3. UNTERABSCHNITT 

Sonderregelungen 

§ 30 

Zumutung von Gefahren 

Nach Eintritt der Voraussetzungen der Sicher- 
stellung von Arbeitsleistungen (§ 2) ist ein Arbeit- 
nehmer im Anwendungsbereich des Gesetzes (§ 3) 
verpflichtet, bei der Erfüllung von Aufgaben, die 
Zwecken des Gesetzes dienen, soweit nach den Um- 
ständen und seinen persönlichen Verhältnissen zu- 
mutbar, Gefahren und Erschwernisse auf sich zu 
nehmen. 

§ 31 

Vorschriiten für die Bundeswehr 

(1) Nach Eintritt der Voraussetzungen der 
SichersteUung von Arbeitsleistungen (§ 2) ist ein 
Arbeitnehmer bei der Bundeswehr auf Verlangen 
des Arbeitgebers verpflichtet, 

1. in einer Gemeinschaftsunterkunft zu woh- 
nen, 

2. an einer Gemeinschaftsverpflegung teilzu- 
nehmen, 

3. Arbeits-, Dienst- und Schutzkleidung zu 
tragen, 

4. ärztliche Eingriffe in seine körperliche 
Unversehrtheit zu dulden, wenn es sich 
um Maßnahmen handelt, die der Seuchen- 
bekämpfung dienen. 

Der Bundesminister der Verteidigung erläßt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen die zur Durchführung der Nummern 1 bis 3 er- 
forderlichen Verwaltungsvorschriften. 

(2) Nach Eintritt der Voraussetzungen der 
Sicherstellung von Arbeitsleistungen (§ 2) ist ein 
Arbeitnehmer in der Bundeswehr verpflichtet, auf 
Weisung seines Arbeitgebers über die bestehenden 
Regelungen hinaus Mehrarbeit zu leisten, soweit 
solche Weisungen aus zwingenden Gründen der 
Verteidigung durch Rechtsverordnung, die der Bun- 
desminister der Verteidigung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
erläßt, für zulässig erklärt werden. 

(3) Bei der Bundeswehr gelten § 6 Abs. 1, § 8 
Abs. 1 und 2, § 26 Abs. 2, § 32 Abs. 1 und § 34 
Abs. 4 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Ar- 
beitsamtes die vom Bundesminister der Verteidi- 
gung durch Rechtsverordnung bestimmte Stelle tritt. 


Beschlüsse des 19. A u s s c h u s s e s 


3. UNTERABSCHNITT 
Sonderregelungen 

§ 30 

Zumutung von Gefahren 

Nach Eintritt der Voraussetzungen für die Sicher- 
stellung von Arbeitsleistungen (§ 2) ist ein Arbeit- 
nehmer im Anwendungsbereich des Gesetzes (§ 3) 
verpflichtet, bei der Erfüllung von Aufgaben, die 
Zwecken des Gesetzes dienen, soweit nach den Um- 
ständen und seinen persönlichen Verhältnissen zu- 
mutbar, Gefahren und Erschwernisse auf sich zu 
nehmen. 

§ 31 

entfällt 
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SECHSTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 32 

Straftaten 

(1) Wer als Arbeitnehmer, der in das Arbeits- 
verhältnis verpflichtet ist oder zur Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses der Zustimmung des Arbeits- 
amtes bedarf, ohne einen anerkennenswerten Grund 

1. seine Arbeitsstelle verläßt oder ihr fern- 
bleibt und vorsätzlich oder fahrlässig län- 
ger als drei volle Kalendertage abwesend 
ist oder 


2. sich beharrlich weigert, eine ihm aufge- 
tragene und zumutbare Arbeit zu verrich- 
ten, die Zwecken der Verteidigung dient, 

wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Arbeitgeber, 
der zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses der 
Zustimmung des Arbeitsamtes bedarf, den Arbeit- 
nehmer zu einer Handlung nach Absatz 1 Nr. 1 ver- 
leitet oder ihn dabei fördert. 


(3) Die Tat ist nicht nach den Absätzen 1 oder 2 
strafbar, wenn sie nicht geeignet ist, die Verwirk- 
lichung der Ziele, denen die Sicherstellung von 
Arbeitsleistungen im allgemeinen oder im Einzelfall 
zu dienen bestimmt sind, merkbar zu beeinträch- 
tigen. 


B e s c h 1 ü SSO d e s 1 9. A u s s c h u s s e s 

SECHSTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 32 

Verletzung von Sicherstellungsvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 


1. als Arbeitnehmer, der in ein Arbeitsver- 
hältnis verpflichtet ist oder zur Beendi- 
gung seines Arbeitsverhältnisses der Zu- 
stimmung des Arbeitsamtes bedarf, ohne 
anerkennenswerten Grund 

a) seine Arbeitsstelle verläßt oder ihr 
fernbleibt und vorsätzlich oder fahr- 
lässig länger als drei volle Kalender- 
tage abwesend ist oder 

b) sich beharrlich weigert, eine ihm auf- 
getragene und zumutbare Arbeit zu 
verrichten, die Zwecken der Verteidi- 
gung einschließlich des Schutzes der 
Zivilbevölkerung dient, 

2. als Arbeitgeber, der zur Beendigung eines 
Arbeitsverhältnisses der Zustimmung des 
Arbeitsamtes bedarf, einen Arbeitnehmer 
zu einer Handlung nach Nummer 1 an- 
ieitet oder ihn dabei fordert. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. einer Auflage nach § 12 Abs. 2 zuwidei- 
handelt, 

2. entgegen § 23 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
unrichtig, nicht vollständig oder nicht 
reditzeitig erteilt oder Unterlagen nicht, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
vorlegt, 

3. eine Meldung nach § 24 Abs. 1 unterläßt 
oder 

4. eine Ausbildungsveranstaltung nach § 28, 
zu der er verpflichtet worden ist, verläßt 
oder ihr fernbleibt oder vorsätzlich oder 
fahrlässig länger als drei volle Kalender- 
tage abwesend ist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 


(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
das Arbeitsamt. 

(5) Wer eine der in Absatz 1 bezeichneten Hand- 
lungen begeht, wird mit Gefängnis bis zu einem 
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§ 33 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, insbesondere ein 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten 
Stelle bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren. Daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgegeben wor- 
den ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 34 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in § 32 
Abs. 1 oder 2 bezeichneten Handlungen begeht, 
wenn die Tat nach § 32 Abs. 3 nicht strafbar ist. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. einer Auflage nach § 12 Abs. 2 zuwider- 
handelt, 

2. entgegen § 23 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
unrichtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt oder Unterlagen nicht, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
vorlegt, 

3. eine Meldung nach § 24 Abs. 1 unterläßt 
oder 

4. eine Ausbildungsveranstaltung nach § 28, 
zu der er verpflichtet worden ist, verläßt, 
oder einer solchen Veranstaltung fern- 
bleibt und vorsätzlich oder fahrlässig län- 
ger als drei volle Kalendertage abwesend 
ist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das 
Arbeitsamt. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat 
geeignet ist, die Verwirklichung der Ziele, denen 
die Sicherstellung von Arbeitsleistungen im allge- 
meinen oder im Einzelfall zu dienen bestimmt ist, 
merkbar zu beeinträchtigen. 

§ 33 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) unverändert 


(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren. Daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekannt geworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) unverändert 

§ 34 

entfällt 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 

SIEBENTER ABSCHNITT entfällt 

Schlußvorschriften 


§ 35 

Koordinierung der Bedarfsdeckung 

Die Bundesregierung erläßt durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften über die Zusammenarbeit der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung mit den fachlich zuständigen Bun- 
des- und Landesbehörden bei der Feststellung und 
Deckung des Arbeitskräftebedarfs. Sie regelt hierbei, 
wie der Bedarf zu decken ist, wenn die zur Verfü- 
gung stehenden Arbeitskräfte nicht ausreichen. 

§ 36 

Weisungsrecht gegenüber der Bundesanstalt für 

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann zur Durchführung des Gesetzes der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung Weisungen erteilen. Er führt in- 
soweit auch die Dienstaufsicht. 

(2) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung übernimmt die ihr aus 
der Durchführung dieses Gesetzes entstehenden Ko- 
sten. Sie werden ihi vom Bund erstattet. 

§ 37 

Begriffsbestimmung 

Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind 
Arbeiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten. 

§ 38 

öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 

Soweit es im öffentlichen Dienst erforderlich ist, 
nach Eintritt der Voraussetzungen der Sicherstellung 
von Arbeitsleistungen (§ 2) öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse zu begründen, werden diese nach 
den Vorschriften geregelt, die für die Dienstverhält- 
nisse im jeweiligen Bereich gelten. 

§ 39 

Rechtsverordnungen 


Die in § 3 Abs. 2, § 4 Abs, 4, § 13 Abs. 2 und 
§ 31 Abs. 2 und 3 vorgesehenen Rechtsverordnungen 
bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 


§ 35 

Koordinierung und Bedarfsdeckung 

Die Bundesregierung erläßt durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften über die Zusammenarbeit der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung mit den fachlich zuständigen Bun- 
des- und Landesbehörden bei der Feststellung und 
Deckung des Arbeitskräftebedarfs. Sie regelt hier- 
bei, wie die zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte 
zu verteilen sind, wenn diese nicht ausreichen, den 
Bedarf zu decken. 

§ 36 

unverändert 


§ 37 

unverändert 


§ 38 

öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 

Soweit nach Artikel 12 a Abs. 3 des Grundgeset- 
zes öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse begrün- 
det werden können, werden diese nach den Vor- 
schriften geregelt, die für die Dienstverhältnisse im 
jeweiligen Bereich gelten. 

§ 39 

Rechtsverordnung 

(1) Für Arbeitnehmer bei der Bundeswehr gelten 
§ 6 Abs. 1, § 8 Abs. 1 und 2 und § 32 Abs. 1 Nr. 1 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Arbeits- 
amtes die vom Bundesminister der Verteidigung 
durch Rechtsverordnung bestimmte Stelle tritt. 

(2) Die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 
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§ 40 

Einschränkung von Grundrechten u n v e 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 
des Grundgesetzes) und der freien Wahl des Arbeits- 
platzes (Artikel 12 Abs. 1 des Grundgesetzes) wer- 
den nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§ 41 

Inkrafttreten u n v e 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


s 1 9. A u s s c h u s s e s 
§ 40 

rändert 


§ 41 

rändert 
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